
 
 

Begründung 
 
 
 

zum Bebauungsplan Nr. 11 
(südlich Rehkamp) 

- Ortschaft Dungelbeck - 
der Stadt Peine 

 
 
 
 
1. Erfordernis der Planaufstellung 

 
Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, so-
bald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich 
ist. Der Bebauungsplan wird zur Deckung des dringenden Wohnbedarfs der Be-
völkerung aufgestellt. 
 
Als Folge der regen Baulandnachfrage in den letzten fünf Jahren hat die Stadt 
Peine umfangreiche Siedlungsgebiete städtebaulich geplant und erschlossen. 
Die bereitgestellten Baugrundstücke sind fast restlos verkauft worden. 
 
Durch kurzfristige Aufstellung von Bebauungsplänen und umgehende Erschlie-
ßung weiterer Baugebiete soll die anhaltende Nachfrage nach Bauland befriedigt 
werden. 
 
Ziel der Stadt Peine ist die Bereithaltung eines Wohnbaulandangebotes, insbe-
sondere auch für Einfamilienhäuser, das dem steigenden Bedarf gerecht wird. 
 
Die verkehrsruhige und -günstige Lage - ca. 2 Kilometer vom Ortsrand der Kern-
stadt entfernt - machte die Ortschaft Dungelbeck in den letzten Jahren zu einem 
Anziehungspunkt für Bauinteressenten.  Die geordnete Entwicklung der Sied-
lungsgebiete - abgesetzt vom Ortskern mit den landwirtschaftlichen Be-
triebsstellen - schließt hier Konfliktsituationen zwischen der Landwirtschaft und 
dem Wohnen weitgehend aus. Diese Tatsache sowie die gute Infrastruktur waren 
Gründe zur Auswahl und Ausweisung dieses Ortserweiterungsgebietes. 

 
 
 
 
2. Einfügung in die Bauleitplanung, die überörtliche Planung und die Raum-

ordnung 
 
Der Bebauungsplan ist aus dem wirksamen Flächennutzungsplan und seiner 
70. Änderung (Parallelverfahren) entwickelt worden. 
 
Nach den Zielen der Raumordnung und Landesplanung hat die Stadt Peine als 
Mittelzentrum u. a. die Aufgabe zur Sicherung und Entwicklung von Wohngebie-
ten zur Deckung des Wohnbedarfs aller Bevölkerungsschichten. Die Planung ist 
diesem Ziel angepaßt. 

 
 
 
 

... 
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3. Bestehende Rechtsverhältnisse 
 
Der räumliche Geltungsbereich liegt im Außenbereich. Bau- und planungsrechtli-
che Festsetzungen bestehen bisher nicht. Das nördlich angrenzende Wohnge-
biet ist durch städtebauliche Planung geordnet und bereits bebaut. 
 
Die „Neue Forst“ (Dungelbecker Bruch) westlich der Straße Dachwiesen ist mit 
Verordnung des Landkreises Peine vom 20.05.1970 unter Landschaftsschutz 
gestellt worden. 
 
Das Baugebiet wird zur Zeit landwirtschaftlich genutzt. 
 
Die Stadt Peine hat die Grundstücksflächen zwischen Dachwiesen und 

 Oberger Weg bereits erworben. 
 
 
 
 
4. Der Bestand innerhalb und außerhalb des Bebauungsplanes 

 
Das Planungsgebiet schließt etwa höhengleich an die vorhandene Bebauung 
sowie die Straßen Dachwiesen und Oberger Weg an. Die mittlere Höhe über NN 
beträgt ca. 71 m. Das Gelände steigt von Westen nach Osten von ca. 70 m ü-
ber NN auf ca. 73 m über NN an. 
 
Die Flächen werden als Acker landwirtschaftlich genutzt. Baum- oder Strauch-
bestände sind nicht vorhanden. 
 
Begrenzt wird das Planungsgebiet 

 
- im Norden durch ein eingeschossiges, allgemeines Wohngebiet, 
 
- im Westen durch die „Neue Forst“, 
 
- im Süden und Osten durch Ackerflächen. 

 
Südlich in einem mittleren Abstand von ca. 500 m verlaufen zwei Hochspan-
nungsfreileitungen. 
 
Die Darlegung verschiedener Nutzungsansprüche an den Landschaftsraum so-
wie die Bestandsbewertung erfolgen unter Ziffer 6.1. 
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5. Planinhalt/Ziele, Zwecke und wesentliche Auswirkungen 
 
 
 
5.1 Baugebiet/bauliche Nutzung 

 
Der vorhandenen Ortsstruktur entsprechend sowie den Bedürfnissen der Bevöl-
kerung hier im ländlichen Raum ist für den gesamten Geltungsbereich eine of-
fene, eingeschossige Bauweise festgesetzt. 
 
Die Festsetzung „Allgemeines Wohngebiet“ mit Ausschluß verschiedener stö-
render Nutzungen sowie die Begrenzung der höchstzulässigen Zahl der Woh-
nungen je Wohngebäude und die Begrenzung der GRZ auf 0,3 trägt dem Ziel 
Rechnung, hier am Ortsrand und in direkter Nachbarschaft des Landschafts-
schutzgebietes vorrangig eine ungestörte Wohnnutzung zu sichern. 
 
Die Begrenzung der Traufhöhen soll ein Herausragen einzelner Baukörper aus 
der einheitlichen Siedlungsstruktur verhindern. Andererseits wird durch den Ver-
zicht auf Baulinien und die Festsetzung der Stellung der baulichen Anlagen weit-
gehende Gestaltungsfreiheit eingeräumt. 

 
 
 
5.2 Straßenverkehrsflächen/Parkplätze 

 
Die äußere Erschließung erfolgt über die Straßen „Dachwiesen“ und „Oberger 
Weg“, die über „Festanger“ und „Neuer Weg“ und B 65 Anschluß haben an die 
überörtlichen Hauptverkehrszüge sowie an das innerstädtische Ringsystem und 
das Netz der Landes- und Kreisstraßen. 
 
Die innere Erschließung erfolgt über eine 5,50 m breite, durchgehend gepfla-
sterte Wohnstraße mit einer Verbindung zum nördlich anschließenden Baugebiet 
„Rehkamp“ und vier kurze Stichwege. Für die spätere Erschließung eines Sied-
lungsgebietes östlich des Oberger Weges ist eine entsprechende Straßenanbin-
dung vorgesehen. 
 
Die Verkehrserschließung ist so konzipiert, daß durch die geschwungene und 
abgewinkelte Führung der Wohnstraße die Bebauung städtebaulich effektive 
Hausgruppierungen und Raumbildungen ermöglicht; andererseits wird dadurch 
auch zwangsläufig eine Verkehrsberuhigung erreicht. 
 
Für den ruhenden Verkehr sind auf den Grundstücken Garagen oder Stellplätze 
zu errichten. Für den Besucherverkehr sind punktuell im Straßenraum Parkplätze 
festgesetzt. 

 
 
 
5.3 Versorgung 

 
Die Versorgung des Gebietes mit Trinkwasser, Gas und elektrischer Energie ist 
durch entsprechende Erweiterung der Leitungsnetze gesichert. 
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In einer Entfernung von 500 m befinden sich: 
 

- die Grundschule Dungelbeck, 
 
- der Sportplatz des TSV Dungelbeck, 
 
- der zentrale Kinderspielplatz (Buchweg/Festanger) mit einem optima-

len Spielangebot, der den zur Zeit erforderlichen Bedarf aller Alters-
gruppen des Einzugsbereichs abdeckt. 

 
Die Versorgung des Gebietes mit Gütern des täglichen Bedarfs ist durch vor-
handene und geplante Ladengeschäfte im Ort gesichert. 
 
Die nächsten Bushaltestellen des öffentlichen Nahverkehrs liegen am Neuen 
Weg sowie am Festanger. 

 
 
 
5.4 Schmutzwasserentsorgung 

 
Der Ortskern wird im Mischverfahren entwässert. Die neueren Baugebiete im 
Nordwesten und Südwesten der Ortslage sind dagegen trennkanalisiert. Die 
Entwässerungsrichtung ist allgemein westlich orientiert. 
 
Die ehemalige ortseigene Kläranlage wurde 1989 aufgegeben und in eine Re-
genwasserbehandlungsanlage umgewandelt. Die Abwässer der Ortslage Dun-
gelbeck werden über eine Druckrohrleitung der Zentralkläranlage zugeleitet und 
biologisch behandelt. 
 
Für das Erschließungsgebiet wird die Trennkanalisation gewählt. Das Schmutz-
wasser gelangt über die Bestandskanalisation zur Pumpstation auf dem ehema-
ligen Kläranlagengelände und wird über die Druckrohrleitung zur Zentralkläran-
lage weiterbefördert. 

 
 
 
5.5 Regenwasserableitung 

 
Für die notwendigen Maßnahmen zur schadlosen Regenwasserableitung ist vom 
Ingenieurbüro bpi Hannover ein „Wasserwirtschaftliches Konzept“ aufgestellt 
worden. 
 
Die Oberflächenabflüsse der Gebietsfläche des Bebauungsplanes werden nach 
Entfernung von schwimmfähigen und absetzbaren Inhaltsstoffen über die Ver-
nässungsflächen im Bruchgebiet der Pisser zugeleitet. 
 
Das Speichervolumen der am westlichen Gebietsrand des B-Planes festgesetz-
ten Rückhaltemaßnahme beträgt 650 m³. Eine Einfriedung der Teichanlage ist 
wegen des vorhandenen Wildwechsels nicht vorgesehen. Die Anlage wird mit ei-
ner flachen Böschungsneigung ausgebildet. 
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Die Geologische Karte (Blatt 3727 Groß Ilsede) weist im Untersuchungsgebiet 
Sandlöß, Sand, zum Teil kiesig, über Geschiebelehm und lehmigen Sand bis 
Lehm aus. Nach diesen Aussagen erscheint die Versickerung der gesamten Nie-
derschlagsabflüsse auf den Grundstücken wegen der wahrscheinlich sehr gerin-
gen Durchlässigkeitswerte problematisch zu sein bzw. wird ein erhöhter Aufwand 
für die Herstellung von Versickerungseinrichtungen erforderlich. Eine Teilversi-
ckerung im Bereich von Stellplätzen und Garagenzufahrten ist jedoch möglich. In 
der Vorplanung wurde deshalb die Regenwasserableitung in konventioneller 
Weise vorgesehen. Nach dem jetzt vorliegenden Bodengutachten ist eine plan-
mäßige Versickerung im gesamten Baugebiet nicht möglich. 

 
 
5.6 Öffentliche Grünflächen 

 
Die für die Regenwasserrückhaltung und -behandlung vorgesehene Teichanlage 
mit Uferzone und Randbereichen wird als öffentliche Grünfläche angelegt und mit 
Pflanzengemeinschaften besetzt, die zum Abbau schädlicher Inhaltsstoffe beitra-
gen. 
Der Grünbereich zwischen Feldflur, Bebauung und den Bruchwiesen dient 
gleichzeitig als Passage für den Wildwechsel, der sich seit alters her in diesem 
Bereich vollzieht. 

 
 
5.7 Private Grünflächen - Bepflanzungsbindungen - 

 
Die Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern dient einerseits als Eingrünung 
des Ortsrandes und zur Gestaltung des Straßenraumes, andererseits werden 
damit die nach dem Niedersächsischen Naturschutzgesetz geforderten Aus-
gleichsmaßnahmen weitgehend erfüllt. 

 
 
 
6. Natur- und Landschaftspflege und Umweltschutz 
 
 
6.1 Bestandsbewertung 

 
Der Bebauungsplan bereitet einen Eingriff vor in eine durch intensive ackerbauli-
che Nutzung ausgeräumte Feldflur. 
 
Das Planungsgebiet gehört zur Bördenregion, die in ihrem geologischen Unter-
grund aus mesozoischen Gesteinen und saalezeitlichen Grund- und Endmorä-
nen besteht. Diese Formationen sind in der Weichsel-Kaltzeit mit einer bis zu 2 m 
mächtigen Löß- und Sandlößdecke überlagert worden. Die hieraus entstandenen 
Böden Braunerde und Parabraunerde mit einer mittleren Bodenzahl 50 können 
als gute Ackerstandorte bezeichnet werden. Die humosen, lehmigen Sandböden 
bilden auch für die Bebauung einen mittleren bis guten Untergrund. Verbindliche 
Aussagen über die Tragfähigkeit des Bodens können hier jedoch nicht gemacht 
werden. 
 
Die Landschaftsschutzgebiete (Waldgebiete) Langer Busch und Dungelbecker 
Bruch östlich und westlich der Ortslage sind Biotope für Tiere und Pflanzen und 
dienen der Naherholung; für den Klimaschutz erfüllen sie wichtige Funktionen. 
Eine Vernetzung der Freiräume ist durch die kleinen Dorfstraßen gegeben. Die 
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Bundesstraße bildet jedoch eine gewisse Barriere. 
 
Das Planungsgebiet selbst und der südlich anschließende Freiraum haben nur 
eine geringe Erholungseignung. Die Straße Dachwiesen wird als Radwanderweg 
genutzt. 
 
Die Landschaftsbildqualität der Feldmark ist sehr gering und durch die südlich 
verlaufende Elt-Freileitung gestört. 
 
Die landschaftsräumlichen Zusammenhänge sind durch die B 65 als Versiege-
lungsband und linienförmige Emissionsquelle durchschnitten. 
 
Der Biotopbestand mit hoher oder mittlerer Lebensraumfunktion ist hier in der 
ausgeräumten Feldflur extrem gering und weist erhebliche Defizite auf; ausge-
nommen die Ortsrandeingrünung und die Baumbestände an den Straßen und 
Wegen sowie das angrenzende Landschaftsschutzgebiet „Dungelbecker Bruch“. 

 
 
6.2 Wesentliche Auswirkungen 

 
Das geplante Baugebiet berührt keine wertvollen Bereiche für Natur und Land-
schaft, bildet jedoch für den Arten- und Biotopschutz eine Barriere, solange die 
vorgesehene Entwicklungsachse für Biotopvernetzung durch großzügige Orts-
randeingrünung nicht erstellt ist. So lange ist auch eine visuelle Beeinträchtigung 
gegeben. 
 
Der landwirtschaftlichen Nutzung werden Flächen mit mittlerer bis guter Ertrags-
fähigkeit entzogen. 
 
Die Grundwasserneubildung wird durch die weitere Versiegelung des Bodens 
beeinträchtigt. Bei den durchlässigen Deckschichten des Bodens besteht eine 
mittlere Empfindlichkeit gegenüber Schadstoffeinträgen. 
 
Die Lärmimmissionen durch den zusätzlichen Autoverkehr werden gering sein 
und den Lebensraum für Tiere nicht wesentlich beeinträchtigen. 
 
Das flächenbezogene Gesamtrisiko kann als mittelmäßig bezeichnet werden. 

 
 
6.3 Beurteilung der Planungsmaßnahmen 

 
Das durch die Planung entstehende, unter 6.1 und 6.2 aufgezeigte Belastungs-
risiko ist gering und wird als ausgleichbar bewertet. 
 
Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts und das Landschaftsbild werden nicht 
erheblich oder nachhaltig beeinträchtigt. 
 
Im Landschaftsplan der Stadt Peine ist südlich der Ortslage eine Siedlungsfläche 
für bauliche Nutzung vorgesehen. 
 
Besondere landschaftspflegerische Maßnahmen sind nicht geplant. Naturschutz-
rechtliche Bindungen bestehen nicht. 

 



- 7 - 
 
 
 

6.4 Abwägung/Ausgleich 
 
Für die Stadt Peine nehmen die Belange der Siedlungsentwicklung hier in kern-
stadtnaher Lage mit vorhandener Infrastruktur wegen des dringenden Wohnbe-
darfs der Bevölkerung einen vorrangigen Platz ein. 
 
Die Belange der Landschaftspflege gemäß § 1 Abs. 5 Ziffer 7 BauGB werden in 
der Abwägung zwar gleichrangig eingestuft; sie können aber gegenüber der 
Siedlungsentwicklung zurücktreten, weil dies durch die festgesetzten Aus-
gleichsmaßnahmen kompensiert wird. 
 
Die Flächenversiegelungen und der Flächenverbrauch werden auf das notwen-
dige Mindestmaß beschränkt, so daß die Ausgleichsmaßnahmen auf den jewei-
ligen Grundstücken erfolgen können. 
 
Bemessungsgrundlage für den Ausgleich bildet neben der zu erwartenden gerin-
gen Versiegelung der Grundfläche die derzeitige Nutzung und damit die geringe 
ökologische Bedeutung des Plangebietes. 
 
Die festgesetzten Eingrünungsmaßnahmen am Ortsrand, und auf den Bau-
grundstücken sollen einerseits eine bessere Einfügung in das Landschaftsbild 
sowie eine bessere optische Wirkung der Straßenräume gewährleisten; anderer-
seits wird damit das Baugebiet ökologisch aufgewertet und der erforderliche 
Ausgleich erbracht. 
 
Nach dem Kompensationsmodell „Informationsdienst Naturschutz Niedersachsen 
1/94“ läßt sich die Auswirkung der Planung auf Natur und Landschaft über-
schlägig wie folgt abschätzen: 

 
 
6.4.1 Schutzgut Arten- und Lebensgemeinschaften 

------------------------------------------------------------------ 
 
Beseitigung und Umbau von Vegetation auf 4,5 ha Acker (naturferne Biotoptypen 
ohne Vorkommen gefährdeter Arten). 
 
Vorher: Wertstufe 3 
Nachher: Wertstufe 3 
 
Es entstehen keine erheblichen Beeinträchtigungen. Ausgleichsmaßnahmen sind 
daher nicht erforderlich. 
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6.4.2 Schutzgut Boden 
------------------------- 
 
Bodenversiegelung durch Bebauung und Straßenbau auf stark überprägtem Na-
turboden. 
 
Bebauung 38.800 x 0,3  = 11.640 m² 
Straßen    =   5.900 m² 
zusammen    = 17.540 m² 
 
Vorher: Wertstufe 2 
Nachher: Wertstufe 3 
 
Es entstehen erhebliche Beeinträchtigungen, die auszugleichen sind. 
 
erforderlicher Ausgleich: 
 
17.540 x 0,3    = 5.262 m² 
      ====== 
 
vorgesehener Ausgleich: 
 
Entwicklung von Siedlungsgehölzen aus standortgerechten Arten auf 4.600 m² 
im Baugebiet (Ortsrandeingrünung) und Anpflanzung von Einzelbäumen an den 
Straßen sowie Ausbau der Grünfläche mit Teichanlage für die Regenrückhaltung 
in einer Größe von 2.300 m². 

 
 
6.4.3 Schutzgut Grundwasser 

----------------------------------- 
 
Beeinträchtigung der Grundwassersituation durch die Bodenversiegelung. 
 
Vorher: Wertstufe 2 
Nachher: Wertstufe 2 
 
Es entstehen keine erheblichen Beeinträchtigungen. Ausgleichsmaßnahmen sind 
daher nicht erforderlich. 

 
 
6.4.4 Schutzgut Oberflächengewässer 

----------------------------------------------- 
 
Durch die Einleitung des Oberflächenwassers aus dem Baugebiet werden die 
Gewässergüte und die Wasserführung der Pisser unerheblich beeinträchtigt. 
 
Vorher: Wertstufe 2 
Nachher: Wertstufe 2 
 
Ausgleichsmaßnahmen sind daher nicht erforderlich. 
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6.4.5 Schutzgut Luft 
---------------------- 
 
Der wenig beeinträchtigte Bereich der Ortschaft Dungelbeck wird durch die maß-
volle eingeschossige offene Siedlungserweiterung unerheblich verändert. 
 
Vorher: Wertstufe 2 
Nachher: Wertstufe 2 
 
Ausgleichsmaßnahmen sind daher nicht erforderlich. 

 
 
 
6.4.6 Schutzgut Landschaftsbild 

--------------------------------------- 
 
Der durch die Bebauung vorübergehend entstehende offene Ortsrand beein-
trächtigt hier die Landschaftsbildqualität nur unerheblich. 
 
Vorher: Wertstufe 3 
Nachher: Wertstufe 3 
 
Ausgleichsmaßnahmen sind daher nicht erforderlich. 

 
 
 
6.5 Vorkehrungen zur Vermeidung von Beeinträchtigungen 

 
Mit dem Nachweis unter 6.4.1 bis 6.4.6 ist die Eingriffsregelung gemäß § 8 a 
Bundesnaturschutzgesetz voll erfüllt. 
 
Durch die Überkompensation beim Schutzgut Boden werden so gleichzeitig Vor-
kehrungen zur Vermeidung von Beeinträchtigungen für die übrigen Schutzgüter 
getroffen. 
 
Als Ergänzung zu den planungsrechtlich festgesetzten Ausgleichsmaßnahmen 
erwartet die Stadt Peine von den Bauherren eigenverantwortliche Beiträge zur 
Verbesserung der natürlichen Lebensgrundlagen. 
 
Dies können sein: 

 
- Herstellung der Garagenzufahrten und der Hofflächenbefestigungen aus 

weitgehend wasserdurchlässigem Material, 
 
- begrünte Dachflächen und Fassaden, die zur Verbesserung des Kleinkli-

mas beitragen und somit einen Beitrag zum Ausgleich der Bodenversie-
gelung leisten. 
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7. Lärmschutz 
 
Besondere Maßnahmen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen im 
Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes sind nicht erforderlich. 

 
 
 
 
8. Brandschutz 

 
Für die unabhängige Löschwasserversorgung ist innerhalb der öffentlichen Ver-
kehrsfläche (östlicher Parkplatz) ein Bohrbrunnen vorgesehen. 

 
 
 
 
9. Planungsstatistik 
 
 
9.1 Größe des Planungsgebietes    47.000 m² 
 
 
9.2 Erschließungsflächen 

 
- Straßenflächen        5.600 m² 
- Parkflächen           300 m² 
- Regenrückhaltung        2.300 m² 

 
 
9.3 Größe des Nettobaulandes    38.800 m² 

 
davon Ortsrandeingrünung (privat)      4.600 m² 
 
verfügbares Bauland     38.800 m² 

 
9.4 Besiedlungsdichte 

 
geplant sind: 
 
48 Einzelhäuser      48 WE 
30 % Einliegerwohnungen/Doppelhäuser   14 WE 
zusammen       62 WE 
 
Unter Zugrundelegung von 2,3 Personen je Wohneinheit - EW/WE - können ca. 
140 Personen im Neubaugebiet wohnen. 
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10. Kostenschätzung 
 
Die der Gemeinde voraussichtlich durch die vorgesehenen städtebaulichen 
Maßnahmen entstehenden Kosten betragen ca. 4,0 Mio. DM einschließlich 
Grunderwerb. Es werden Beiträge nach Maßgabe des geltenden Ortsrechtes er-
hoben. Die Grunderwerbskosten werden auf die neuen Grundstücke umgelegt. 

 
 
 
 
11. Abwägung der Stellungnahmen sowie der Bedenken und Anregungen 

 
Eine Auflistung ist der Begründung beigefügt. 

 
 
 
 
12. Verfahrensvermerke 

 
Diese Begründung hat mit dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr.11 und dem 
städtebaulichen Entwurf gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vom 17.03.1998 bis 
17.04.1998 öffentlich ausgelegen. 
 
Der Rat der Stadt Peine hat diese Begründung in Verbindung mit dem Beschluß 
des Bebauungsplanes als Satzung in seiner Sitzung am 25.06.1998 beschlos-
sen. 

 
 
 
 

Peine, den 11.08.1998 
 
 
 
gez. Biel                 gez. Willenbücher 
Bürgermeister                 Stadtdirektor 


